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»Gute Arbeit«
Eine betriebliche und politische Humanisierungsoffensive

von Klaus Pickshaus und Jürgen Reusch

Eine neue Initiative zur Humanisierung
der Arbeit hat die IG Metall auf einer
Tagung in Dortmund entwickelt. Der
immer stärker spürbare Druck von
Markt und Wettbewerb auf die Arbeits-
bedingungen und die drastische Zu-
nahme psychischer Belastungen für die
Beschäftigten machten eine neue Hu-
manisierungsoffensive auf politischer
wie betrieblicher Ebene erforderlich.1

Arbeitspolitik wieder entdecken

»Die arbeitspolitische Gestaltungsauf-
gabe ›gute Arbeit‹ bzw. menschenge-
rechte Arbeit trifft auf betriebliche
Handlungsbedingungen, die durch eine
Unternehmenspolitik der ›kurzen Fri-
sten‹, durch Standortkonkurrenz und
Einbindung in ›Wettbewerbsbündnisse‹
geprägt sind. Markt und Wettbewerb
werden zum alleinigen Maßstab für die
Entgelt-, Leistungs- und Arbeitsbedin-

gungen.« So der Ausgangsbefund in
den Thesen, die die IG Metall zur Vor-
bereitung ihrer Tagung »›Gute Arbeit‹ –
Menschengerechte Arbeitsgestaltung
als gewerkschaftliche Zukunftsaufgabe«
zur Diskussion gestellt hat (vgl. aus-
zugsweise in diesem Heft, Seite 31f.).

Auf dieser Tagung in den Räumen
der Deutschen Arbeitsschutzausstellung
(DASA) in Dortmund am 8. und 9. No-
vember 2002, an der über 250 Be-
triebsräte und gewerkschaftliche Akti-
visten teilnahmen, forderte die IG Me-
tall eine neue Humanisierungsoffensive
zur Verbesserung der Arbeitsbedingun-
gen in den
Betrieben.
»Nicht der
gesunde Ak-
tionär, son-
dern der ge-
sunde Mitarbeiter muss in den Vorder-
grund rücken«, sagte der 2. Vorsitzende
der IG Metall, Jürgen Peters, in seinem
Einleitungsreferat.

Jürgen Peters verwies darauf, dass
sich die IG Metall in den letzten Mona-
ten dem Thema Zukunft der Arbeit in
mehrfacher Weise gestellt habe:
■ in der Zukunftsdiskussion und auf
dem Zukunftskongress unter anderem
in einem Leitbild einer »guten Arbeit»;
■ mit der auf ihrer Arbeitszeitkonfe-
renz im Oktober gestarteten »Arbeits-
zeitpolitischen Initiative«,
■ sowie nun mit der Konferenz »Gute
Arbeit«, mit der an eine bewährte, aber
in den letzten Jahren verschüttete ar-
beitspolitische Tradition der IG Metall
angeknüpft wird.

Das Thema »menschengerechte Ar-
beitsgestaltung» müsse als wichtiges
Kernfeld gewerkschaftlicher Interessen-
vertretung und betrieblicher Alltagsge-
staltung zurückerobert werden. Dabei
bieten die Instrumente und rechtlichen
Möglichkeiten des modernen Arbeits-
und Gesundheitsschutzes neue Chan-
cen. Ein solcher moderner Arbeits- und

Klaus Pickshaus, Ressort Arbeits- und Gesund-
heitsschutz beim Vorstand der IG Metall. Jürgen
Reusch, Frankfurt/Main, verantwortlicher Redak-
teur der Fachzeitschrift Arbeit & Ökologie-Briefe.
Weitere Informationen (darunter die Reden von
Jürgen Peters und Horst Schmitthenner im Wort-
laut): www.igmetall.de/gesundheit/inqa/
konferenz_0211.html und www.oekobriefe.de,
Heft 12/2002 der Arbeit & Ökologie-Briefe ent-
hält eine erste Dokumentation der Konferenz.

1 Vgl. hierzu den Beitrag von Klaus Pickshaus/
Hans-Jürgen Urban, Perspektiven gewerkschaftli-
cher Arbeitspolitik. Plädoyer für eine neue Hu-
manisierungsoffensive, in: Gewerkschaftliche
Monatshefte 10-11/2002, S. 631-639.
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Gesundheitsschutz geht weit über die
herkömmliche, stark technisch orien-
tierte Arbeitssicherheitspolitik hinaus.
In diesem Sinne sei Arbeitsschutz eine
Querschnittsaufgabe humaner Arbeits-
gestaltung in der betrieblichen und ge-
werkschaftlichen Interessenvertretungs-

politik. Die
Gewerk-
schaften
müssten
sich ihr von

vielen Seiten nähern, so z.B. in der Ta-
rifpolitik. Als Beispiel nannte Peters die
tarifpolitische Initiative der IG Metall
zur Arbeitszeit. »Wir müssen«, sagte Pe-
ters, »der Flexibilisierung Grenzen set-
zen. Wir müssen sie zivilisieren.« Ar-
beitszeit müsse gesundheitsverträglich
gestaltet werden.

Auf der Tagung wurde die »gute Ar-
beit« in mehreren Foren zu Fragen der
Leistungspolitik, der Arbeitszeit, der al-
ternsgerechten Arbeitsgestaltung, der
prekären Arbeitsverhältnisse sowie wei-
teren Feldern konkretisiert.

Von INQA zur Humanisierungs-
offensive?

Peters unterstrich die Unterstützung der
IG Metall für die im Frühjahr 2001 vom
damaligen Bundesarbeitsminister
Riester ins Leben gerufene »Initiative
Neue Qualität der Arbeit« (INQA) und
würdigte auch, dass eine »Erweiterung«
von INQA in der rot-grünen Koalitions-
vereinbarung bekräftigt worden sei. Die
Initiative habe das Ziel, eine umfassen-
de und verbesserte Präventionspolitik
gegenüber den arbeitsbedingten Ge-
sundheitsrisiken zu fördern.2

»Mindestens 15 Milliarden Euro wer-
den nach Schätzungen der Bundesan-
stalt für Arbeitsschutz und Arbeitsme-
dizin jährlich für Behandlungen ar-
beitsbedingter Erkrankungen ausgege-
ben. Rund ein Prozent davon in den
kommenden vier Jahren einzusetzen,
um arbeitsbedingte Erkrankungen zu
verhindern, ist eine finanzierbare und
strategisch bedeutende Zukunftsinve-
stition«, sagte Peters. Er forderte die
Bundesregierung auf, INQA auf eine
breitere Basis zu stellen und für die
jetzt begonnene Legislaturperiode mit
160 Millionen Euro auszustatten – pro
Jahr also 40 Millionen Euro. Zum Ver-
gleich: Die Humanisierungsprojekte der
siebziger und achtziger Jahre waren
jährlich mit rund 100 Millionen Mark
ausgestattet.

Auch IG Metall-Vorstandsmitglied

Horst Schmitthenner griff in seiner Zu-
sammenfassung zum Schluss der Ta-
gung das Thema »Wie geht es mit INQA
weiter« auf. Sicherlich trügen die Um-
strukturierungen des Wirtschafts- und
des Arbeitsministeriums zu einem neu-
en »Superministerium« dazu bei, dass
sich die Klärung der Perspektive von
INQA verzögert, aber, so fügte er hinzu:
»Wir hoffen nur, dass dies nicht Vorzei-
chen dafür sind, dass künftig die Be-
lange der Arbeit unter die Räder einer
gestärkten Wirtschaftslobby geraten.«

Zur Zukunft von INQA hob Schmitt-
henner drei Punkte hervor:
■ Wenn INQA nicht nur symbolische
Politik bleiben soll, sondern ein prak-
tisch wirksames Projekt, bedarf es einer
entsprechenden finanziellen Ausstat-
tung. Insofern, so Schmitthenner, sei
die Forderung von Jürgen Peters voll
zu unterstreichen.
■ Darüber hinaus muss aber auch die
Abstimmung in Sachen Prävention
zwischen den unterschiedlichen Mini-
sterien besser werden. Dies gilt, sagte
Schmitthenner, für die gesamte Präven-
tionsstrategie zwischen dem neuen Mi-
nisterium für Wirtschaft und Arbeit so-
wie dem Sozial- und Gesundheitsmini-
sterium. Dies gilt aber auch für die For-
schungsförderung beim Bildungs- und
Forschungsministerium, die unter dem
Titel »Innovative Arbeitsgestaltung«
läuft.
■ Und schließlich sind im Rahmen von
INQA, wie bei jedem Projekt, das Erfolg
haben soll, transparente, abrechenbare
Ziele und klare Schwerpunktsetzungen
eine Grundvoraussetzung. »Ich meine
deshalb», sagte Schmitthenner, »wir
brauchen ehrgeizige und zugleich er-
reichbare Ziele bei der Prävention ar-
beitsbedingter Erkrankungen.«

Bilanz: Arbeitspolitisches Roll back

Teil der Tagung war eine Podiumsdis-
kussion, bei der Wissenschaftler, Ge-
werkschafter und Vertreter der Politik
über Probleme und Ansätze menschen-
gerechter Arbeitsgestaltung diskutier-
ten. Professor Hans Martin vom Institut
für Arbeitswissenschaft der Universität
Kassel, der in den siebziger und achtzi-
ger Jahren an den damaligen Program-
men zur Humanisierung der Arbeit
maßgeblich mitgearbeitet hat, formu-
lierte daraus als zentrale Erkenntnis,
die heute, unter anderen Bedingungen
immer noch aktuell sei: Die Arbeitsbe-
dingungen müssen an den Menschen
angepasst werden und nicht umge-

kehrt. Im Unterschied zu heute seien
sich damals allerdings Arbeitgeber und
Gewerkschaften generell darin einig ge-
wesen, dass die Arbeitsbedingungen
humanisiert werden könnten und soll-
ten. Heute seien die Gegensätze viel
schärfer.

Klaus Dörre (Forschungsinstitut Ar-
beit Bildung Partizipation an der Ruhr-
Universität Bochum) beschrieb an-
schaulich das, was er ein massives »ar-
beitspolitisches Roll back« nannte. Der
Druck des Marktes verhindere neue
Freiräume für die Beschäftigten, ob-
wohl diese »eigentlich« möglich sind.
Das Management der großen Betriebe
wisse zumeist genau, dass die psychi-
schen Belastungen zunehmen, ignoriere
aber das Problem. Professor Peter Rich-
ter (Arbeits- und Organisationspsycho-
loge an der Technischen Universität
Dresden) wertete den drastischen An-
stieg der Frühverrentungsquoten als
ein wesentliches Indiz für die Zunahme
vor allem psychischer Belastungen.
Dieser Belastungszunahme gegenüber
besteht, so unterstrich er, ein For-
schungs- und ein Umsetzungsdefizit.
Weitere Faktoren für die Zunahme psy-
chischer Belastungen sah Richter in der
Flexibilisierung der Arbeitszeiten und
der Ausbreitung prekärer Beschäfti-
gungsverhältnisse.

Per-Olov Bergström, Humanisie-
rungsexperte des schwedischen Ge-
werkschaftsdachverbands LO und Autor
des Leitfadens »Die gute Arbeitsorgani-
sation«, der durch die Förderung der
EU auch in deutscher Sprache vorliegt,
erläuterte für Schweden den Zusam-
menhang zwischen der Zunahme psy-
chischer Belastungen und den hohen
sozialen Kosten zur Behandlung ar-
beitsbedingter Erkrankungen. Einen
wesentlichen Belastungsfaktor sah er
im Führungsverhalten der Vorgesetz-
ten.

Andreas Horst, Leiter des Referats
Arbeitsschutz im neu gebildeten Bun-
desministerium für Wirtschaft und Ar-
beit, erklärte, für den Anfang könne
man zufrieden sein, dass es INQA über-
haupt gebe. Aber um die Initiative zu
erweitern, wie die Politik es vorgebe,
sei noch ein weiter Weg zurückzulegen.
Horst verwies auf unterschiedliche Pro-
blemwahrnehmungen bei den gesell-
schaftlichen Gruppen: Der kritischen
Sicht der Gewerkschaften, dass die Ar-
beitsbedingungen eher schlechter ge-
worden sind, stimmten ja nicht alle zu.
Das mache die Sache schwierig. Es
mangele an Kooperation, und die Res-
sourcen für präventiven Gesundheits-
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schutz seien auch zu knapp bemessen.
Horst unterstrich die Bedeutung kon-
kreter Gesundheitsziele, über die im
Rahmen von INQA allerdings noch ge-
stritten wird. In anderen Ländern seien
solche Ziele erfolgreich eingesetzt wor-
den.

Horst ließ keinen Zweifel daran, dass
aus seiner Sicht die Arbeitsbedingun-
gen im Sinne von Humanisierung tat-
sächlich in hohem Maße verbesse-
rungsbedürftig sind. Das sähen viele,
auf die es auch ankomme, aber nicht
ein. Sie seien bereit, solchen »Sozial-
klimbim« unter dem Druck von Kon-
kurrenz und Wettbewerb zu opfern. Ob
man jedoch von einem »Roll back«
sprechen könne, stellte er in Frage.
Klaus Dörre widersprach: Alle Untersu-
chungen zeigten, dass wir nicht nur
mit immer noch bestehenden »Män-
geln«, sondern tatsächlich mit einem
Zurückrollen bereits erreichter Stan-
dards zu tun haben. Diese Einsicht
müsse auch bei der Politik ankommen.

Hier wurde ein grundlegendes Pro-
blem deutlich, das auch Peters und
Schmitthenner beschrieben und das in
vielen Diskussionen in den insgesamt
sieben Foren und sieben Arbeitskreisen
der Tagung thematisiert wurde: Ge-
stützt auf zahlreiche Untersuchungen
aus der Bundesrepublik und der EU
vertraten die Gewerkschafter den
Standpunkt, dass sich die Arbeitsbedin-
gungen insgesamt verschlechtert ha-
ben, vor allem im Zuge der Deregulie-
rungs- und Flexibilisierungsoffensiven
der Wirtschaft, teilweise mit Unterstüt-
zung der Politik.3  Wer hingegen, wie
die Unternehmer, die Dinge zwanzig
Jahre lang schön geredet hat, wird das
ganz anders sehen und folglich eine
»Initiative« für eine »Neue Qualität der
Arbeit« eher für überflüssig halten.

Querschnittsaufgabe

Neben der politischen Positionierung
zum Projekt INQA war ein Kernanlie-
gen der Konferenz auf die eigenen ge-

Menschengerechte Arbeitsgestaltung als
gewerkschaftliche Zukunftsaufgabe
Thesen zur IG Metall-Konferenz »Gute Arbeit«

Gewerkschaftliches Leitbild »gute Arbeit«
(...) In der IG Metall wird über ein Leitbild
von »guter Arbeit« diskutiert. Zu »guter Ar-
beit« gehören nicht nur Entgeltbedingungen
und Zugang zu Bildung und Qualifikation,
sondern auch Arbeitszeitgestaltung, Schutz
vor Leistungsüberforderung und ein nach-
haltiger Umgang mit der menschlichen Lei-
stungsfähigkeit. Nachhaltig sind Bedingun-
gen dann, wenn sie es erlauben, Leistungs-
fähigkeit und Gesundheit der Einzelnen so-
wie Teilnahme am sozialen Leben über das
gesamte Arbeitsleben zu erhalten. »Gute
Arbeit« schließt deshalb auch einen ganz-
heitlichen, präventiv und beteiligungsorien-
tierten Arbeits- und Gesundheitsschutz ein.

Die Bedingungen für die Realisierung
von »guter Arbeit« sind in den letzten Jah-
ren stark unter Druck geraten: Leistungsin-
tensivierung, Arbeiten ohne Ende und in ei-
nigen Bereichen auch ein arbeitspolitischer
Rollback zurück zu monotonen, gesund-
heitsschädigenden Arbeitsbedingungen. Ar-
beitsbedingte Gesundheitsrisiken, nicht zu-
letzt durch zunehmende psychische Bela-
stungen, erfordern neue gewerkschaftliche
Antworten. »Gute Arbeit« und menschenge-
rechte Arbeitsgestaltung müssen von der IG
Metall als »konkrete Utopie« wiedergewon-
nen und in umsetzbare Handlungskonzepte
für die betriebliche Alltagsgestaltung über-
setzt und konkretisiert werden. (...)

Von der Arbeitssicherheitspolitik zur
ganzheitlichen Arbeitsgestaltung
Eine traditionelle Arbeitssicherheitspolitik
(»Reparaturmodell«), die ausschließlich
(wenngleich sehr wirksam) auf eine Unfall-
verhütung orientiert, ist überholt. Der Auf-
trag des modernen Arbeits- und Gesund-
heitsschutzes richtet sich auf einen konti-
nuierlichen Verbesserungsprozess hin zu ei-
ner menschengerechten Arbeitsgestaltung.
Er ist deshalb auch nur als Querschnittsauf-
gabe wahrnehmbar – ein bislang nicht er-
reichtes Ziel. Arbeits- und Gesundheits-
schutz muss deshalb in die zentralen be-
triebspolitischen Handlungsfelder integriert
werden, um die Problemlösungskompetenz
unter Beweis zu stellen. So könnte bei jeder
im Betrieb zu lösenden Aufgabenstellung
geprüft werden, ob die neuen Instrumente
des Arbeitsschutzes (z.B. Gefährdungsanaly-
se und systematische Maßnahmenentwick-
lung) die Lösung erleichtern und ein höhe-
res Niveau der Qualität der Arbeitsbedin-
gungen und der Qualität der Arbeit sichern
helfen.

Die Nutzung der Mitbestimmung im Ar-
beits- und Gesundheitsschutz (auf der Basis
des § 87.1.7 BetrVG) gibt dem Betriebsrat
ein Initiativrecht und damit auch erweiterte
Handlungsmöglichkeiten. Dies verlangt von
ihm aber auch, neue Kooperationschancen
im Betrieb auszuloten, die über die bisheri-
gen Akteure im Arbeitsschutz wie Fachkräf-
te für Arbeitssicherheit, Betriebsärzte usw.
hinaus auch die Zusammenarbeit mit den
Zuständigen für die Weiterbildung und
Qualifizierung, der Qualitätssicherung, der
Personalentwicklung usw. einschließen. (...)

Leistungsbedingungen und
Präventionsauftrag
In den Betrieben ist ein wachsender Lei-
stungs- und Arbeitsdruck allgegenwärtig.
Dies gilt in den traditionellen Produktions-
bereichen wie bei den zunehmenden
Dienstleistungstätigkeiten. Psychische Bela-
stungen als Ursache arbeitsbedingter Er-
krankungen haben ein neues Gewicht ge-
wonnen. Erstmals bietet das Instrumentari-
um des neuen Arbeitsschutzrechts die um-
fassende Möglichkeit, solche psychischen
Belastungen zu ermitteln und entsprechen-
de Präventionsmaßnahmen einzuleiten. Neu
ist ferner: Auf diesem Wege kann die Ge-
staltung der Arbeitsorganisation wie auch
die Personalbemessung beeinflusst werden.

Arbeitsgestaltung sollte nicht nur Schutz
vor physischer und psychischer Überforde-
rung, sondern auch ergonomische Mindest-
standards und persönlichkeitsfördernde Ar-
beitsinhalte einschließen. Dies könnte über
Arbeitsanreicherung, Aufgabenintegration
und mehr Autonomie in der Arbeit, die bei-
spielsweise durch innovative und partizipa-
tive Gruppenarbeitskonzepte befördert wer-
den, erreicht werden. Dabei müssen ge-
sundheitsgerechte Eckpunkte gesichert sein.

Gleichzeitig muss »gute Arbeit« aber
auch als tarifpolitische Aufgabe so konkreti-
siert werden, dass der Entgrenzung von Lei-
stung und Arbeitszeit Einhalt geboten wer-
den kann und die Rechte der einzelnen Be-
schäftigten sowie die kollektiven Mitbe-
stimmungsrechte gestärkt werden. Dies gilt
gerade mit Blick auf die abgeforderte Lei-
stung. Der Tarifvertrag soll einen Rahmen
bieten, der vor Leistungsüberforderung
schützt. Er soll allen Beschäftigten einen
Anspruch auf faire Leistungsvereinbarungen
und den Betriebsräten die Mitbestimmung
sichern.

Prävention statt Kompensation von phy-
sischen und psychischen Belastungen ist ein

2 Vgl. Plattform, Unterstützer und weitere In-
formationen zur »Initiative für eine neue Qualität
der Arbeit«  www.inqa.de

3 Vgl. hierzu auch die Befunde in Klaus Picks-
haus/Horst Schmitthenner/Hans-Jürgen Urban
(Hrsg.), Arbeiten ohne Ende. Neue Arbeitsverhält-
nisse und gewerkschaftliche Arbeitspolitik, Ham-
burg 2001. Vgl. auch IG Metall (Hrsg.), Gute Ar-
beit unter Druck!? Psychische Belastungen in der
Arbeitswelt, Arbeitsmaterial Nr. 12, Frankfurt
2002 (kann unter www.igmetall.de/gesundheit
und hier unter »Materialien: Dokumentationen»
bestellt werden).
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wichtiger Grundsatz bei der Weiterentwick-
lung der Tarifverträge. In einem Teil der Ent-
geltbestimmungen in Tarifverträgen wird bis
heute die Kompensation von gesundheitli-
chen Risiken und Gefährdungen (z.B. Bela-
stungszulagen, Abgeltung von Umgebungs-
einflüssen in analytischen Systemen) gere-
gelt. Solche Tarifbestimmungen zur Abgel-
tung von erhöhten Belastungen stehen
heute in einem Normenkonflikt mit den An-
forderungen des Arbeitsschutzgesetzes, das
den Abbau der Gefährdungen verlangt. Ge-
fährdungsbeurteilungen können die Grund-
lage in den Betrieben schaffen, diesen Prä-
ventionsvorrang durchzusetzen. Es gibt heu-
te schon Tarifbestimmungen, die diesem
Gedanken der Prävention folgen. Für die Ta-
rifverträge der Zukunft wird es eine Anfor-
derung an die IG Metall sein, solche Ele-
mente zu stärken.

Gesundheitsgerechte Arbeitszeitgestal-
tung
Gleichzeitig zum flächendeckend gewachse-
nen Arbeitsdruck haben in vielen Bereichen
zusätzlich überlange Arbeitszeiten und be-
sonders belastende Arbeitszeitlagen wie
Schicht- und Wochenendarbeit zugenom-
men. Da in solchen Bereichen vor allem psy-
chische Belastungen feststellbar sind, ist
Arbeitszeitpolitik auch aus einer gesund-
heitspolitischen Sicht gefordert. Die Arbeits-
zeit muss erfasst und dokumentiert werden,
und sie muss planbar und beeinflussbar
sein. Dem Arbeiten ohne Ende müssen
Grenzen gesetzt und die tatsächlichen Ar-
beitszeiten müssen wieder stärker mit den
tariflichen in Übereinstimmung gebracht
werden, um eine neue Perspektive für Ar-
beitszeitverkürzungen zu eröffnen. Dies ist
vor allem auch eine betriebspolitische Her-
ausforderung. In der Arbeitszeitdebatte soll-
te auch eine Reduzierung von Arbeitszeiten
für besonders belastete Beschäftigtengrup-
pen (beispielsweise in Schichtarbeit) geprüft
werden.

Bei der Gestaltung von Arbeitszeitmo-
dellen ist der arbeitswissenschaftliche
Grundsatz eines möglichst »belastungsna-
hen Ausgleichs« – im Gegensatz zum An-
sparen von Zeitguthaben über lange Zeit-
räume - vorrangig zu berücksichtigen. Die-
ser Grundsatz muss auch bei Kontenrege-
lungen und bei der Schichtplangestaltung
beachtet werden.

Arbeitszeitgestaltung an der Schnittstel-
le von Arbeits- und Lebenszeit gewinnt eine
ganz neue Bedeutung für die Qualität der
Arbeit wie für die Lebensqualität und ist
deshalb ein Kernbereich der Gestaltung von
»guter Arbeit«. (...)

Folgerungen für die IG Metall
Aus alldem folgt: Die IG Metall muss sich
für diese neue Aufgabenstellung fit ma-
chen!
■ »Gute Arbeit« und menschengerechte Ar-
beitsgestaltung können nicht als einge-
schränkte Ressortaufgabe, sondern müssen
als eine der strategischen Zukunftsaufgaben
durch die gesamte IG Metall wahrgenommen
werden. Dies erfordert eine neue Prioritäten-
setzung, umfassende Information und Quali-
fizierung sowie entsprechende Ressourcen
zur Erfüllung dieser Aufgabe. (...)
■ Damit kommt auf die gewerkschaftliche
Bildungsarbeit eine unverzichtbare Aufgabe
zu: Das Thema »gute Arbeit« und menschen-
gerechte Arbeitsgestaltung muss als Quer-
schnittsthema in die Grundqualifizierung
aller Betriebsräte, Vertrauensleute und der
hauptamtlichen Gewerkschaftssekretärin-
nen und -sekretäre verankert werden.
■ In die anstehende arbeitszeitpolitische
Initiative sowie bei der weiteren Aushand-
lung und Umsetzung des ERA sind die Ge-
sundheitsschutzinhalte einzubringen. Dazu
bedarf es Strukturen, die eine solche Inte-
gration in der tarif- und betriebspolitischen
Praxis ermöglichen, so dass beispielsweise
bei der Ausgestaltung von Zielvereinbarun-
gen oder bei Belastungsbewertungen auch
psychische Belastungen berücksichtigt und
Grenzen gegenüber einem Arbeiten ohne
Ende gesetzt werden können.

In der IG Metall steht die Debatte auf
der Tagesordnung, wie Arbeitspolitik mit
dem Schwerpunkt »gute Arbeit« und men-
schengerechte Arbeitsgestaltung (wieder)
als Politik- und Handlungsfeld aufgewertet
werden kann. Für die IG Metall bedeutet
dies eine Chance, weil wichtige Probleme
der betrieblichen Alltagsgestaltung ernst
genommen und für die Interessenvertretung
aufgegriffen werden – eine Chance sowohl
für eine stärkere Mitgliederbindung als auch
für neue Mitgliedergewinnung.

Vollständiger Text unter www.igmetall.de/
gesundheit/inqa/thesen.pdf

werkschaftlichen Hausaufgaben gerich-
tet: die inhaltliche Vermessung des Auf-
gabenfeldes Arbeitspolitik. Bemerkens-
wert war schon die Kooperation in Vor-
bereitung der Tagung, denn sie wurde
gemeinsam von den Funktionsbereichen
Sozialpolitik und Tarifpolitik getragen.
So konnten auch in mehreren Foren je-
weils die Sichtweisen der Tarifpolitiker
sowie der Gesundheitsschützer darge-
stellt und gemeinsam diskutiert werden.

In der Zusammenfassung der Konfe-
renzergebnisse unterstrich Horst
Schmitthenner, dass das tarifpolitische
Leitbild von »guter Arbeit« unter den
Aspekten eines ganzheitlichen, präven-
tiv und beteiligungsorientierten Arbeits-
und Gesundheitsschutzes weiter zu ent-
wickeln ist. Dafür habe die Konferenz
erste Ergebnisse gezeigt. Die IG Metall
müsse »gute Arbeit« als konkrete Utopie
wiedergewinnen und in umsetzbare
Handlungskonzepte für die betriebliche
Alltagsgestaltung übertragen. Eine Un-
terordnung unter die Imperative einer
Wettbewerbskonformität sei abzulehnen.

Bei der Umsetzung sind unterschied-
liche Politikfelder zu berücksichtigen:
So ist es z.B. in der Tarifpolitik ange-
zeigt, die Arbeitszeitinitiative und den
Entgeltrahmentarifvertrag miteinander
zu verbinden, bei tarifpolitischen Fragen
eine Gesundheitsverträglichkeitsprüfung
vorzunehmen und Bedingungen zu for-
mulieren, unter denen Menschen bis
zum 60. Lebensjahr arbeiten können. In
der Betriebspolitik verwies Schmitthen-
ner besonders auf die umfassende Nut-
zung der Mitbestimmungsrechte im Ge-
sundheitsschutz, die aktive Beteiligung
der Beschäftigten, die Qualifizierung der
Betriebsräte und Vertrauensleute und die
Initiierung konkreter Aktionen wie »Tat-
ort Betrieb«. In den Selbstverwaltungen
müssten die Gewerkschaftsvertreter dar-
auf drängen, dass die Berufsgenossen-
schaften ihren erweiterten Präventions-
auftrag stärker mit den betrieblichen
Alltagsproblemen verbinden und sich
dafür einsetzen, die Kooperation zwi-
schen BGen und Krankenkassen zu ver-
bessern.

An die IG Metall selbst formulierte
Schmitthenner die Anforderung, die
Organisation fit zu machen für die
neue Aufgabenstellung. Dazu gehöre,
»gute Arbeit« als Querschnittsthema in
die Bildungsarbeit einzubeziehen, um
schon in der Grundlagenbildung für
Betriebsräte, Vertrauensleute und
Hauptamtliche ein entsprechendes
Know-how zu vermitteln. Nur dann
könne die Integration menschengerech-
ter Arbeitsgestaltung in die Kernfelder

der Interessenvertretung verbessert
werden.

Die Konferenz hat sicherlich das
Profil eines modernen Arbeits- und Ge-
sundheitsschutzes schärfer markiert
und seinen Ertrag für eine Tarif- und
Betriebspolitik zum Thema »Gute Ar-
beit« verdeutlicht. Ob der Ball innerge-
werkschaftlich in der IG Metall aufge-

nommen wird und Arbeitspolitik tat-
sächlich wieder eine Aufwertung als
gemeinsame Aufgabe erhält, werden
die weiteren Diskussionen bis zum Ge-
werkschaftstag 2003 zeigen. In der Ge-
werkschaftslandschaft insgesamt hat
sich die IG Metall auf jeden Fall als in-
novative Kraft für eine neue Humani-
sierungsbewegung profiliert.


